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Geplanter Forensik-Neubau in Essen-Heidhausen – voraussichtliche Haushaltsrisiken 
und deren Absicherung im Zusammenhang mit dem Ausbau forensischer Klinikkapazi-
täten im nordrhein-westfälischen Maßregelvollzug 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach Jahren steigender Unterbringungszahlen im Maßregelvollzug hat die Landesregierung 
bereits 2012 ein zweites Ausbauprogramm für den Maßregelvollzug initiiert. Ziel dieses Pro-
gramms ist der landesweite Ausbau von stationären Kapazitäten in der forensischen Psychi-
atrie. Im Rahmen dieses Programms wurden ebenfalls konkrete Standorte für neue Maßregel-
vollzugseinrichtungen festgelegt. Nach Kenntnisstand des Fragestellers ist eine dieser neuen 
Kliniken inzwischen in Betrieb, weitere befinden sich im Bau, während andere vorerst nur pla-
nungsrechtlich vorgesehen sind. Die Umsetzung erfolgt wohl zeitlich gestaffelt und ferner in 
unterschiedlichem Realisierungsgrad. Zusätzlich forciert die Landesregierung Kapazitätser-
weiterungen an bereits bestehenden Standorten bzw. hat diese bereits umgesetzt; diese zu-
sätzlichen Plätze sind nicht Teil des offiziellen Ausbauprogramms. Laut einer offiziellen Aus-
sage der Landesregierung vom 1. August 2024 gegenüber der FDP-Landtagsfraktion (siehe 
LT-DS 18/10207) sollen zukunftsgerichtet im Zuge der laufenden und geplanten Maßnahmen 
insgesamt 681 zusätzliche forensische Behandlungsplätze geschaffen werden, womit „der Be-
darf […] aus derzeitiger Sicht gedeckt werden“ könne.  
 
Angesichts der erheblichen finanziellen und organisatorischen Auswirkungen dieser Erweite-
rungen besteht ein berechtigtes Interesse des Parlaments, Transparenz hinsichtlich des aktu-
ellen Status quo sowie der konkreten Ausbaupläne an einzelnen Standorten zu erhalten. Der 
Landtag hat im Rahmen seiner Haushalts- und Kontrollfunktion die Aufgabe, die Planung der 
Landesregierung auf Stichhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit zu überprüfen und eine bedarfsge-
rechte Versorgung der forensisch Untergebrachten sicherzustellen.  
 
Über die Ausbaupläne an einem der beabsichtigten Standorte wird aktuell öffentlich intensiv 
debattiert. Auf dem Gelände des Landschaftsverbands Rheinland (LVR) im Essener Stadtteil 
Heidhausen ist der Neubau einer forensischen Klinik (Maßregelvollzug) für psychisch kranke 
Straftäterinnen mit 69 Plätzen geplant (Projekt-Nr. 10‑28‑4253‑21‑001). Bevor der Neubau er-
richtet werden kann, muss erst ein bestehendes Altgebäude auf dem LVR-Grundstück abge-
rissen werden. Aus öffentlich bekannten Projektunterlagen ergibt sich, dass der Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb NRW (BLB) als Bauherr den Abriss vorbereitet und ausschreibt; zugleich 
wird dieser Abbruch als gesonderte Maßnahme behandelt. 
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Bislang hat die Stadt Essen das erforderliche bauordnungsrechtliche Zulassungsverfahren für 
das Vorhaben noch nicht zum Abschluss gebracht. Dennoch sind bereits vorbereitende 
Schritte eingeleitet worden wie beispielsweise Baumfällungen auf dem Gelände und Aus-
schreibungen für Planungsleistungen sowie den geplanten Gebäudeabriss. Der eigentliche 
Abriss des vorhandenen LVR-Gebäudes ist bisher noch nicht erfolgt, wird aber vorab projek-
tiert. Vor diesem Hintergrund stellen sich Fragen zur finanziellen Abwicklung und haushalts-
rechtlichen Klarheit dieses Vorgehens. 
 
In dem WAZ-Artikel vom 27. Februar 2026 im Essener Lokalteil mit dem Titel „Forensik Heid-
hausen: Zweite Bürgerversammlung, neue Fakten / Werden überhaupt Plätze benötigt? Droht 
der Verkehrskollaps? Sind Steuergelder egal? Ängste und Misstrauen prägen die Debatte um 
die Forensik in Heidhausen“ wird über die nachvollziehbaren Befürchtungen von rund 200 An-
wohnern ausführlich berichtet. Deren Belange vertritt bereits die Bürgerinitiative Bark-
hovenallee.  
 
In diesem WAZ-Artikel heißt es unter anderem wörtlich: 
 
„Seit der ersten Bürgerversammlung ist Entscheidendes passiert. Die Stadt Essen hält jetzt 
ein Rechtsgutachten in den Händen, das dem Bebauungsplan aus dem Jahr 1974 formale 
Fehler bescheinigt, die ihn wohl unwirksam machen. Unter anderem, weil die Blätter nicht or-
dentlich gebunden und versiegelt sind, zudem eine unbefugte Person das Dokument unter-
zeichnet hat. (…) Das Ministerium wird sich jedoch aller Wahrscheinlichkeit nach darüber hin-
wegsetzen und das Vorhaben nach § 37 BauGB vorantreiben. (…) Trotz aller Daten, Fakten, 
Visualisierungen: Seine Angst sei größer geworden, sagt ein Mann gegen Ende der Veran-
staltung. Sie ist greifbar, beherrscht den Großteil der Wortmeldungen, sitzt tief, genau wie das 
Misstrauen gegenüber den institutionellen Akteuren: Stadt, LVR, Bezirksregierung, Ministe-
rium.“ 
 
Laut Berichterstattung ist das MAGS gleich mit mehreren Repräsentanten bei der Diskussion 
vertreten gewesen, auch auf Referatsleiter- und Gruppenleiterebene. Zugleich zitiert die WAZ 
den ebenfalls anwesenden Baudezernenten der Stadt Essen mit der Aussage, er gehe sehr 
stark davon aus, „dass öffentliche Belange dem Bau entgegenstehen“. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8163 mit Schreiben 
vom 22. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der  
Finanzen und der Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung beantwortet. 
 
 
1. Wird der Abriss des alten Bestandsgebäudes als eigenständiges Vorhaben mit 

einem separaten Budget unabhängig vom möglichen Neubau und dessen 
Baugenehmigung ohnehin vorgenommen? 

 
Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) sieht keine Nutzungsmöglichkeit mehr für die Be-
standsgebäude, insofern ist die Entscheidung über den Abriss unabhängig von einer Bauge-
nehmigung für den Neubau. Die Kosten des Abrisses werden dem Gesamtprojekt zugerech-
net. 
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2. Welche konkreten einzelnen Vorkehrungen gibt es für den Fall, dass das 
Neubauprojekt nicht wie geplant realisiert werden kann (beispielsweise im Falle 
einer ausbleibenden oder stark verzögerten Genehmigung)? 

 
3. Welche vertraglichen Rückfall- oder Ausgleichsklauseln existieren zwischen 

Land, BLB NRW und LVR im zuvor genannten Falle? 
 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Die Beauftragung der Generalplanungsleistungen durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW (BLB) ist als Stufenvertrag angelegt, so dass im Fall einer Nichtfortführung der Planung 
nur die bis dahin angefallenen Planungskosten kostenwirksam werden. Nicht erbrachte Leis-
tungen begründen keinen Anspruch auf Vergütung. 
Der LVR stellt das Grundstück kostenfrei zur Verfügung. Kosten für das Grundstück fallen 
insofern nicht an und müssen bei Nichtdurchführung des Vorhabens nicht erstattet oder aus-
geglichen werden. Die spätere dauerhafte Nutzung der Gebäude für Zwecke der forensischen 
Psychiatrie wird mit dem LVR in einer Nutzungsvereinbarung geregelt. 
Der BLB erbringt seine Leistungen für das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales auf 
Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung zu einer pauschalen Vergütung. Nicht erbrachte 
Leistungen begründen auch hier keinen Anspruch auf Vergütung. 
 
 
4. Werden vor Freigabe der vorgezogenen Ausgaben stets Wirtschaftlichkeits- oder 

Risikoanalysen durchgeführt? 
 
Das gesamte Vorhaben ist auf Grundlage einer umfassenden Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
im Rahmen des Verfahrens der Mietausgabenbudgetierung, unter Beteiligung der NRW-Bank 
und der sog. „Externen Stelle“, als die für das Land Nordrhein-Westfalen 
insgesamt vorteilhafteste Variante zur Deckung des Bedarfs ausgewählt worden. In diesem 
Rahmen wurde auch eine Risikoanalyse für das Gesamtprojekt durchgeführt. Wirtschaftlich-
keits- oder Risikoanalysen für Teilmaßnahmen werden und wurden nicht durchgeführt. 
 
 
5. Wenn ja: Welche genauen Erkenntnisse haben diese Analysen bislang jeweils für 

die einzelnen Handlungsvornahmen ergeben? 
 
Siehe Antwort auf Frage 4. 
 


